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Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD vom 7. Februar 2018 enthält in seinem 
familien-, kinder- und bildungspolitischen Bereich wertvolle Regelungen. Es wurde eine 
beeindruckend breite Palette von Maßnahmen beschlossen, die geeignet sind, die Situation 
benachteiligter Kinder und Jugendlicher zu verbessern.  
 
Im Koalitionsvertrag stehen zum Beispiel diese Aussagen:  
 
„Kinder sind keine kleinen Erwachsenen. Die Belange und Bedürfnisse von Kindern und 
Jugendlichen bedürfen der besonderen Berücksichtigung im Gesundheitssystem, in Medizin 
und Forschung. Wir wollen die Situation von Kindern psychisch kranker Eltern verbessern. 
Die Schnittstellenprobleme bei ihrer Unterstützung werden wir mit dem Ziel einer besseren 
Kooperation und Koordination der unterschiedlichen Hilfesysteme beseitigen. Gerade die 
Jüngsten bedürfen des besonderen Schutzes durch Staat und Gesellschaft.“  
 
Auf solche klaren Positionen mussten wir alle, die sich in Forschung und Praxis mit der 
desolaten Situation von benachteiligten Kindern beschäftigen, lange warten. Nach seriösen 
Schätzungen sind es über drei Millionen Kinder unter 18 Jahren, die in Deutschland mit einer 
ganz besonders tückischen Form von Benachteiligung leben müssen, nämlich mit 
suchtkranken, psychisch kranken und/oder traumatisierten Eltern zusammen unter einem 
Dach zu leben. Kinder, die ihre Eltern lieben, aber von ihnen wegen deren Krankheit nicht die 
Liebe und die Unterstützung erfahren können, die sie als Kinder so dringend benötigen. 
 
Da tun solche klaren Positionen der Politik gut und lassen Hoffnung auf organisierte Hilfe 
schöpfen. Zumal die  zitierten Aussagen nicht alleine stehen, sondern in einen abgestimmten 
Kontext von Förderansätzen einbezogen sind. Diese Förderansätze werden direkt und indirekt 
auch den Kindern der suchtkranken Eltern helfen. So zum Beispiel das Maßnahmenpaket zur 
Bekämpfung der Kinderarmut, die leichtere Inanspruchnahme von Leistungen für Bildung 
und Teilhabe durch das Einschalten der Schulen und der Rechtsanspruch auf 
Ganztagsbetreuung im Grundschulalter. Die Kinder von suchtkranken und psychisch kranken 
Eltern werden von allen diesen Maßnahmen profitieren. Denn jede Verbesserung des 
pädagogischen und des Betreuungsangebotes außerhalb der Familie ist für sie von 
unschätzbar großem Wert, weil die Familie als stabile, Sicherheit bietende und 
Selbstvertrauen sichernde Sozialisationsinstanz zu einem ganz großen Teil ausfällt.  
 
Wer kranke Eltern hat, der ist immer auch sozial benachteiligt, und deswegen greifen alle 
genannten Programmpunkte aus dem Koalitionsvertrag zumindest indirekt, um die Situation 



dieser Kinder zu verbessern. Die Kinder brauchen zuverlässige und belastbare soziale 
Strukturen, Kontakte und Bindungen, die ihre Eltern ihnen nicht geben können.   
 
Der Koalitionsvertrag spricht die Koordinationsprobleme der verschiedenen Institutionen der 
Unterstützung an. Heute sind durch unterschiedliche rechtliche Grundlagen und finanzielle 
Vorgaben Jugendhilfe, Suchthilfe, Öffentlicher Gesundheitsdienst, niedergelassene Ärzte, 
Schulpsychologen, Sozialarbeiter, andere Therapeuten, Lehrkräfte und alle anderen, die 
helfen wollen, manchmal auch beim besten Willen nicht in der Lage, für jedes bedürftige 
Kind ein passendes Angebot zu realisieren. Das Netz ist in der Regel nicht so dicht gespannt, 
als dass nicht doch ein besonders bedürftiges Kind unbeobachtet durch ein Loch rutscht. Wir 
stoßen hier auf ein für das an und für sich sehr gute deutsche Hilfesystem typisches Problem: 
die sektorale Abschirmung und Versäulung der Hilfestrukturen. 
 
Die Konsequenzen können fatal sein, wie wir aus den Untersuchungen zum Beispiel des 
Teams um Professor Klein wissen. Kinder, die im Alter von neun Jahren zur Pflegeperson für 
ihren eigenen Vater oder ihre eigene Mutter werden: Jungen und Mädchen im 
Grundschulalter, denen damit ihre Kindheit mit dem Gefühl von Unterstützung und 
Geborgenheit geraubt wird. Kinder, die durch diesen Verlust selbst psychisch krank werden, 
weil sie mit den Alltagsanforderungen nicht mehr zurecht kommen, ihre altersgemäßen 
Entwicklungsaufgaben nicht angemessen bewältigen können und ihr Selbstwertgefühl und 
ihre Selbstachtung verlieren. Kinder, die über ihre gesamte Biografie hinweg in einen 
Teufelskreis geraten, weil ihre kranken Eltern sie eines Tages selbst ebenfalls zu kranken 
Eltern werden lassen.  
 
Wenn es der neuen Koalition gelingt, wahrscheinlich zunächst in regionalen 
Modellversuchen, Alternativen aufzubauen und Vernetzungen der Hilfeeinrichtungen zu 
ermöglichen, wäre das ein Meilenstein.  
 
Ein weiterer, bisher wenig beachteter Punkt der Koalitionsvereinbarung  kann diesen 
Ansätzen Rückenwind geben. Es ist der Beschluss:  
 
„Wir werden Kinderrechte im Grundgesetz ausdrücklich verankern. Kinder sind 
Grundrechtsträger, ihre Rechte haben für uns Verfassungsrang. Wir werden ein 
Kindergrundrecht schaffen. Über die genaue Ausgestaltung sollen Bund und Länder in einer 
neuen gemeinsamen Arbeitsgruppe beraten und bis spätestens Ende 2019 einen Vorschlag 
vorlegen.“  
 
Dieser Beschluss wird völlig zu Recht ausdrücklich mit der Verbesserung des Kinder- und 
Jugendhilferechtes in Beziehung gesetzt. Das Kindeswohl wird als Richtschnur genommen, 
Kinder sollen vor Gefährdungen geschützt werden. Behindertenhilfe und 
Familiengerichtsbarkeit sollen mit einbezogen werden, eine entsprechende wissenschaftliche 
Begleitforschung wird angekündigt.  
 
Das sind Schritte, die in ihrer Bedeutung nicht zu unterschätzen sind. Bisher leiden unsere 
Helfersysteme daran, dass es durchaus gut möglich ist, den kranken Eltern zu helfen, wenn sie 



sich zu ihrer eigenen Krankheit bekennen und Hilfe suchen. Den Kindern dieser Eltern aber 
kann eine solche Hilfe nicht so ohne weiteres zugesprochen werden, obwohl sie mindestens 
genauso hilfsbedürftig sind. Sie können ihren Anspruch auf Hilfe aus eigenem Recht nicht 
durchsetzen.  
 
Durch die Verankerung der Kinderrechte im Grundgesetz wird sich diese unbefriedigende 
Ausgangslage mittelfristig spürbar verändern. So könnte recht bald die Anregung der 
Interessenvertretung für Kinder aus Suchtfamilien NACOA aufgegriffen werden, im Kinder- 
und Jugendhilfegesetz die Hilfen für Kinder aus suchtbelasteten Familien zu einer  
regelfinanzierten Leistung zu erklären, auf die ein individueller Rechtsanspruch der Kinder 
besteht. Oder die Anregung, familienorientierte Ansätze zu stärken, bei denen Kinder in die 
Behandlung des erkrankten Elternteils oder die gemeinsame Behandlung der Eltern in 
stationären, teilstationären oder ambulanten Einrichtungen einbezogen werden. Oder die 
Anregung, dass in der Arbeit von Schulen, Kindertagesstätten und Jugendeinrichtungen die 
Suchtprävention mit dem Ziel einer Stärkung der Widerstandsfähigkeit der Kinder einbezogen 
wird.  
 
Durch die Anerkennung des Kindergrundrechts werden alle diese Schritte verfassungsmäßig 
abgesichert. Hierdurch wird unterstrichen, dass Kinder ein Anrecht auf gezielte Aufklärung 
und Unterstützung auch ohne die Mitwirkung der Eltern haben. Meistens hilft es den Kindern, 
wenn die schwierige Situation ihrer Eltern und von ihnen selbst nicht verheimlicht und 
kaschiert, sondern auch in Kindergärten, Schulen und Jugendeinrichtungen ganz offen 
thematisiert und dabei ihre schwierige Rolle gewürdigt wird. Wenn also psychische 
Krankheiten und Suchtkrankheiten als das eingestuft werden, was sie sind: Krankheiten – und 
nicht etwa moralische Verfehlungen oder Gesetzesbrüche. 
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